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So gesehen So sieht es     Jürgen Tomicek   

Inflation    

Schokolade wird    
unerschwinglich    
Von Birgit Marschall, Büro Berlin

Die Zeit der hohen Inflationsraten scheint endgültig vor-
bei zu sein. Die Teuerungsrate lag im Juli wie im Vormo-

nat bei zwei Prozent und damit genau auf der Höhe, die die 
Europäische Zentralbank (EZB) mittelfristig für den Euro-
Raum anpeilt. Die Phase der sehr hohen Teuerung mit Raten 
von 6,9 Prozent im Gesamtjahr 2022 und 5,9 Prozent 2023 
nach Ausbruch des Ukraine-Kriegs ist nach Expertenmeinung 
überwunden, ein Verdienst vor allem der Geldpolitik der EZB.

Das heißt jedoch nicht, dass die Verbraucher Preissteige-
rungen für wichtige Güter nicht weiterhin schmerzlich im 
Geldbeutel spüren. So hat sich Obst im Juli weiter um 7,6 Pro-
zent verteuert, auch Molkereiprodukte und Eier kosteten gut 
vier Prozent mehr als ein Jahr zuvor. Noch teurer wurden 
auch Süßwaren. Die Preise für Schokolade etwa erhöhten sich 
erneut um exorbitante 18 Prozent. 

Ohnehin kosten 100 Gramm gute Schokolade wegen kli-
mabedingter Ernteausfälle bei Kakao in Afrika schon fast vier 
Euro. Weitere Preissteigerungen machen die Schokolade end-
gültig zum Luxusgut. Dass der Verzicht auf Schokolade besser 
für Linie und Gesundheit ist, ist nur ein schwacher Trost.

Der Inflationsdruck blieb auch deshalb moderat, weil Ener-
gie im Juli nochmals etwas günstiger geworden ist. Das kann 
sich allerdings schnell wieder ändern, weil Europa zusätzlich 
teures LNG aus den USA einkaufen muss oder Gas- und Öllie-
feranten ihre Preise wieder erhöhen. 

Auffällig ist auch, wie stark die Preise für Dienstleistungen 
weiter anziehen, etwa im Transportgewerbe oder bei der Post. 
Das ist neben anderem eine Folge gestiegener Löhne, die 
Unternehmen gerne direkt auf die Verbraucher abwälzen. Ho-
he Tarifabschlüsse haben immer auch eine Kehrseite: Die 
Preise steigen schneller.   
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Zu 100 Tagen Friedrich Merz 
schreibt in Moskau die „Un-
abhängige Zeitung“ 

Merz brauchte nur 100 Tage, 
um alle Negativrekorde zu 
brechen. Die meisten Verspre-
chen des deutschen Bundes-
kanzlers sind nicht erfüllt. 
Einer der ersten Schritte von 
Merz auf der internationalen 
Bühne war das sogenannte Ul-
timatum an den russischen 
Staatschef im Mai, um ihn zu 
einem Waffenstillstand in der 
Ukraine zu bewegen. Eine Rei-
he deutscher Politologen ver-
suchte, diesem Schritt von 
Merz den Anschein von Unab-
hängigkeit und Entschlossen-
heit in internationalen Ange-
legenheiten zu geben. Aber 
die Tatsache jedoch, dass Wla-
dimir Putin, wie die Presse 
schreibt, auf diesen Vorstoß in 
keiner Weise reagiert hat, 
spricht eher für die Bedeu-
tungslosigkeit der politischen 
Figur des amtierenden deut-
schen Kanzlers für Moskau.   

Bislang sind alle Versuche des 
Kanzlers, sich als Führer Euro-
pas zu profilieren, eher sym-
bolischer und deklarativer Na-
tur. 

Zum Trump-Putin-Treffen 
meint in Rom 

In der Geopolitik gibt es eine 
Grundregel: Wer nicht mit am 
Tisch sitzt, steht auf der Spei-
sekarte. Weder Trump noch 
Putin wollen  Selenskyj – ge-
schweige denn die Europäer – 
beim Gipfel am Freitag dabei-
haben. Sie wollen nicht mit Se-
lenskyj sprechen, sondern 
über Selenskyj: Sie wollen 
über die  Ukraine entscheiden, 
ohne dass Kiew eingreifen 
kann, und sie machen den Ab-
wesenden zum Hauptgang des 
Banketts. Der Gipfel ist ein 
Schritt in der Umstrukturie-
rung der globalen Ordnung. 
Format, Veranstaltungsort 
und Ausschlüsse entscheiden 
im Voraus darüber, wer ge-
winnt und wer zu verlieren 
hat. 

Kommentare anderer Zeitungen
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Zitat des Tages

60 bis 80 Prozent 
der Menschen in 

Deutschland lehnen 
Gender-Sprechformen 
ab. Das sollte man res-
pektieren, wenn man 
im öffentlichen Auftrag 
oder mit öffentlichen 
Geldern kommuniziert.
Wolfram Weimer 
Kulturstaatsminister, 

zur Gender-Kunst-Sprache 
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Frankreich und Großbritan-
nien möchten im Herbst 

einen „Staat Palästina“ an-
erkennen. Damit befinden sie 
sich in der guten Gesellschaft 
von Musterdemokratien wie 
Russland, Nordkorea und Ve-
nezuela. Aber: Ein Staat kann 
nur anerkannt werden, wenn 
er existiert. Was nicht exis-
tiert, kann man nicht anerken-
nen. Es gilt also, die Frage zu 
stellen, existiert „Palästina“? 
Und auch: Gleich, ob man die 
erste Frage bejaht oder ver-
neint, was wird da eigentlich 
genau anerkannt?

Pseudo-Staatlichkeit

Staatsrechtlich muss ein 
Staat drei entscheidende 
Merkmale erfüllen, um als sol-
cher zu gelten. Ein definiertes 
Staatsgebiet. Eine Regierung, 
die über das Staatsgebiet 
Kontrolle ausübt. Eine ständi-
ge Bevölkerung. Nichts davon 
erfüllt „Palästina“. Die Gren-
zen des Pseudo-Staates sind 
undefiniert und umstritten. 
Die Bevölkerung ist ebenso 
undefiniert – gehören die is-
raelischen Araber dazu? Was 
ist mit Juden? Ist dieses „Paläs-
tina“ als „judenrein“ zu den-
ken? Es existieren auf dem 
nicht abgegrenzten Territo-
rium zudem gleich zwei Arten 
von Herrschaft, die nicht  ko-
operieren: die Hamas in Gaza 
und die Autonomiebehörde in 
Teilen Judäas und Samarias. 

Historisch hat es nie einen 
Staat „Palästina“ gegeben. 
Während Israel 1948 aufgrund 
des UN-Teilungsbeschlusses 
gegründet wurde, lehnten die 
Araber der Region ihn ab. Es 
wurde absichtlich kein „paläs-
tinensischer“ Staat gegründet. 
Nach dem verlorenen Krieg 
okkupierte Ägypten den Gaza-
streifen, Jordanien Judäa und 
Samaria, die „Westbank“. Wa-
rum haben sie nicht zugelas-
sen, dass auf den von ihnen 
bis 1967 kontrollierten Gebie-
ten eine „palästinensische“ 
Staatsgründung stattfand?

Im Rahmen des Oslo-Pro-
zesses wurde die Autonomie-
behörde eingerichtet, die je-

nehmen sich Hamas und 
Autonomiebehörde nichts. 
Das manifestiert sich in deren 
„Präsidenten“. Vor zwei Jahren 
lobte Abbas Hitler, der die Ju-
den wegen „ihres Wuchers“ 
verfolgt habe. Europäische Ju-
den seien zudem gar keine Se-
miten. Bei einem Besuch in 
Deutschland sprach er von „50 
Holocausts“, die Israel an den 
Palästinensern verübt hätte. 
Auch im Rahmen des Gaza-
krieges verbreitet die Autono-
miebehörde antisemitische 
Verleumdungen, etwa Versio-
nen der Ritualmordlüge. 

Eine Bananenrepublik

Das geht einher mit Repres-
sion gegen Kritiker sowohl der 
Autonomiebehörde als auch 
der Hamas. Keine dieser 
Machtzentren ist  legitimiert. 
„Palästinenserpräsident“ 
Mahmud Abbas regiert seit 19 
Jahren ohne Wahlen. Die hat 
er immer wieder abgesagt. Die 
Hamas richtet regelmäßig öf-
fentlich vermeintliche „Spione 
Israels“ hin. Deren Leichen 
werden zur Abschreckung 
auch schon einmal an Motor-
rädern durch die Straßen ge-
schleift. Homosexualität wird 
hart verfolgt, was insbesonde-
re die westliche Bewegung der 
„Queers for Palestine“ zu einer 
bizarren Erscheinung macht. 

Die arabischen Entitäten in 
Samaria, Judäa und Gaza sind 
genau das, was die meisten 
arabischen Staaten sind: tri-
bal, korrupt, repressiv, religiös 
intolerant, frauen- und schwu-
lenfeindlich. Jeder „palästi-
nensische Staat“, der sich  den-
ken lässt, wird ebenso sein.

 Schlimmer noch: Das Bei-
spiel Gaza hat gezeigt, wie sich 
ein solcher Staat entwickeln 
wird. Dort hatten die Araber 
die Chance zu wählen: Wohl-
stand und Mittelmeerparadies 
oder Judenhass und Krieg. Die 
Entscheidung ist bekannt. Es 
gibt keinen Grund anzuneh-
men, dass ein Staat „Palästina“ 
sich anders verhält. 
 Ende der Serie.
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Analyse  Wurzeln und Akteure des Gaza-Konflikts – Teil 4 und Ende 

Eine Anerkennung des Nichts 

doch  keine Staatlichkeit bean-
spruchen kann. Die Entschei-
dung darüber wurde von PLO 
und Israel ans Ende des Pro-
zesses gesetzt. Die „Roadmap“, 
die USA, EU, Russland, UN und 
Israel 2003 entwarfen, begrün-
dete ebenfalls keine Staatlich-
keit. Sie formulierte Bedin-
gungen für eine „Zwei-Staa-
ten-Lösung“, von denen Auto-
nomiebehörde und Hamas 
keine  erfüllen. Dazu gehören 
Gewaltverzicht, einheitliche 
Führung und ein System  inne-
rer Sicherheit, das Aggression 
gegen Israel ausschließt. 

Quasi-Staatlichkeit etab-
lierte sich nach dem israeli-

schen Abzug aus Gaza 2005. 
Doch dieses Hamas-Gebilde 
entwickelte sich nach einem 
kurzen Bürgerkrieg zu einer 
Terror-Entität, deren einziger 
Zweck es war, eine Plattform 
für die Vernichtung des Nach-
barlandes herzugeben. 

„Palästina“ gibt es also als 
staatliches Gebilde nicht, es ist 
ein Fantasie-Staat. Man könn-
te genauso gut Taka-Tuka-
Land, Narnia oder Gondor an-
erkennen.

Was da anerkannt wird, ist 
ein politischer Hexenkessel, 
der schon vor seiner Staatlich-
keit alle Eigenschaften eines 
„failed state“ in sich vereinigt 
– und dessen Eliten die Eigen-
staatlichkeit immer selbst tor-
pediert haben. Letzteres gilt 

für 1947. Es gilt auch für die 
Clinton-Initiative des Jahres 
2000. Die Araber hätten auf 95 
Prozent der Westbank und in 
Gaza einen Staat errichten 
können. Israel hatte zuge-
stimmt, die Araber lehnten ab. 

Noch großzügiger war das 
Angebot des israelischen Mi-
nisterpräsidenten Ehud Ol-
mert 2008. Israel hätte einen 
arabischen Staat in den um-
strittenen Gebieten ermög-
licht. Die Araber lehnten ab. 
2014 hatte Benjamin Netanja-
hu einem US-Plan zuge-
stimmt, der den Rückzug aus 
90 Prozent der Westbank vor-
sah. Die Araber lehnten ab. 

Warum? Weil 
sowohl PLO als 
auch Hamas, 
wie auch bis 
1967 Ägypten 
und Jordanien, 
an einer Ein-
Staaten-Lö-
sung „vom 

Fluss bis zum Meer“ arbeiten, 
in der Israel nicht  vorkommt. 

Was Frankreich und Groß-
britannien im Herbst anerken-
nen werden, ist eine Entität, 
deren Eliten  Korruption zur 
Grundlage ihrer  Existenz ge-
macht haben. Man betrachte 
bei einem Besuch in Ramallah 
die Villen der Autonomiebe-
hörden-Funktionäre und das 
obszöne Treiben ihrer Golde-
nen Jugend.  Da die Autono-
miebehörde vollständig auf 
ausländische Hilfszahlungen 
angewiesen ist, finanzieren 
die Steuerzahler Europas und 
der USA seit Jahr und Tag die-
ses parasitäre Treiben der 
PLO-Eliten. 

Beide Entitäten sind dabei 
zutiefst antijüdisch, und hier 

Den Dingen auf den Grund gegangen 

Er ist wieder da   – der ag-

gressive europäische Anti-

semitismus.  Heute nennt er 

sich  „Antizionismus“, „pro-

palästinensischer Aktivis-

mus“ und  „Israelkritik“. Ne-

ben platter Propaganda, 

sind die Tatsachen, insbe-

sondere die historischen, 

zum Gegenstand von Ver-

drehungen geworden. Eine 

vierteilige Artikelreihe be-

trachtet die historischen 

Ursachen des heutigen Kon-

fliktes im Vorderen Orient 

und die Rolle von Akteuren. 

Autor ist Alexander Will. Er hat 

unter anderem in Damaskus und 

Jerusalem studiert  und bereist die 

Region regelmäßig.
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